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Die Regierunghatihre
Drohungen wahrge-
macht unddie ersten
23Flüchtlingein das
krisengebeutelte Mon-
tenegro abgeschoben.
Weiteresollenfolgen,
kündigtJustizminister
Frieden an. Unter den
Flüchtlingensindzahl-
reiche Kinder: Einige
vonihnen wurdenin
Luxemburggeboren.

dës woch, Seite 3

Foto: Christian Mosar

US−KONGRESSWAHL

Nach demWeißen Haus
haben die Republikaner
nun auch die Mehrheit
i mKongresserobert.

Damit halten Bush &Co.
alle Kartenin den

Händen, ihre politischen
Ziele durchzusetzen.

Er hat es geschafft. Völlig
konträr zum historischen
Trend, demnach kaum ein
Präsident bei den Zwischen-
wahlen auch im Kongress
die Mehrheit der Sitze ge-
winnt, hat George W. Bush
mit seiner Partei neben dem
Weißen Haus nun auch den
Kongress erobert. Bei den
so genannten "mid term
elections" am vergangenen
Dienstag erzielten die Repu-
blikaner i m Senat mindes-
tens 51 der 100 Senatoren-
sitze (noch sind nicht alle
Sti mmenausgezählt), i mRe-
präsentantenhaus dürfen
sie mit mindestens 225 der
435 Mandate rechnen. Et-
was über ein Jahr nach den
Terroranschlägen in New
York bekommt der amtie-
rende Präsident der Verei-
nigten Staaten damit also
sein Wunschparlament− und
eine weitgehend freie
Hand in der Außen− wie In-
nenpolitik.
Obwohl seine Popularität

in den Umfragen zuletzt ge-
sunken war (von 90 Prozent
unmittelbar nach dem 11.

September auf 63 Prozent),
hat George W. Bush sei-
nen Gegnern ein weiteres
Mal gezeigt, dass er sich
(wahl−)wirksamin Szene zu
setzen weiß. Nicht nur, dass
der Strategerund140 Millio-
nen Dollar für die Wahl-
kampfkasse sammelte, in
der letzten Woche vor der
Wahl trat Bush bei 17 Kund-
gebungenin 15 Bundesstaa-
ten auf − ungeachtet der Ge-
fahr, die dieses Engagement
bei verlorenen Wahlen für
seinen eigenen Ruf mit sich
hätte bringen können. Bera-
ten von einemerstklassigen
Beraterstab und voll i m
Trend der Umfragen ver-
sprach Bushinseinen Wahl-
kampfreden vor allem drei-
erlei: langfristige Steuerer-
leichterungen, (noch) mehr
innere Sicherheit und ein
konsequentes Einschrei-
ten gegen den irakischen
Machthaber Saddam Hus-
sein. Seine Rechnung, mit
dem Kampf gegen Terroris-
mus und Massenvernich-
tungswaffen (außer jenen
i m eigenen Land) sowie

großzügigen Steuergeschen-
ken die amerikanischen
Wählersti mmen zu gewin-
nen, ging auf. Die der Demo-
kratInnenaber nicht.
"The Democratic message

was not enough evento get
the Democrats excited", so
die zynische Kritik eines
enttäuschten Demokraten.
Und in der Tat dürfte hier
eine wesentliche Ursache
für die verpatzte Wahl der
DemokratInnen liegen. Der
Partei fehlt es schon seit
längereman eigenemProfil.
Diejüngste breite Unterstüt-
zung des amtierenden Präsi-
denten für seinen drakoni-
schen Irak−Kurs auch durch
DemokratInnen dürften die-
ses nicht gerade geschärft
haben. Das zeigt sich auch
in der Wählermeinung.
einer Umfrage der NewYork
Times zufolge trauten 42
den RepublikanerInnen
einen "klaren Plan für das
Land zu", den DemokratIn-
nenaber nur 31 Prozent. Die
demokratische Führungs-
mannschaft, Tom Daschle,
Terry McAuliffe und Richard
Gephardt, hat es also nicht
geschafft, ihre Partei inhalt-
lich rüberzubringen. Offen-
sichtlich gab es keinen cha-
rismatischen Leader, der
Unentschlossene zu über-
zeugen wusste. Selbst mit
dem Thema, bei dem viele

der Partei eine reelle Chan-
ce eingeräumt hatten − der
Wirtschaftspolitik − konnten
die DemokratInnen nicht
landen. Schelte über Bör-
senbetrüger überzeugt eben
nicht, wenn gleichzeitig
kaum etwas dafür getan
wird, dass die Bilanzskanda-
le umEnron und Worldcom
zügig aufgeklärt werden.
Auch die unterschiedlichen
demokratischen Positionen
zum Beispiel in der Steuer-
frage− vomJa zu Steuersen-
kungen bis hin zu Anhebun-
gen verschiedener Steuern−
boten kaum Orientierung.
So kames wohl auch, dass
in den Bundesstaaten, die
von Demokraten regiert
wurden, die Bushs Irakpoli-
tik und Steuerpläne unter-
stützten − Missouri und Ge-
orgia−, diese ihren Platz für
Republikaner räumen mus-
sten. In Staaten hingegen, in
denen demokratische Abge-
ordnete gegen den unilate-
ralistisch geprägten außen-
politischen Regierungskurs
sti mmten, Julia Carson aus
Indiana oder Rush Holt aus
New Jersey etwa, wurden
die Wahlen bequemgewon-
nen. Ein klares Signal, dass
sich ein eigenes Profil und
echte Opposition doch aus-
zahlen. Mehr davon!
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Culture d'Etat
Le budget de l a culture
pour 2003 pri vil égi e l es
i nstituti ons étati ques et
ne l ai sse auxforces
vives que des mi ettes.
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Goldener Mittel weg
Di e Tri erer Studi e-
rendenvertreterI nnen
versuchen ei nen Spagat
zwi schen Fundamental-
oppositi on und Detail-
kriti k.
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Achtung,
Gartenzwerge!
Der Satiri ker und Gl os-
senschrei ber Henry
Gel hausen kriti si ert,
amüsi ert und trei bt
sei ne Leserschaft auch
mal zur Wei ßgl ut.
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Histoire universelle
Javi er Cercas parl e de
son roman "Les sol dats
de Sal ami ne", un vo-
yage dans l a mémoire
d' une parti e − refoul ée
− de l' hi stoire récente
de l' Espagne.
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